ee 
Geles-Sammlung 

für die | 
Königlichen Preußiiden Staaten 


Be er 


(Nr, 6439.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Bromberger Kreiſes im Betrage von 60,000 Thalern. Vom 20. 
Juni 1865. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen w. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Bromberger Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 3. Marz 1865, beſchloſſen worden, die zur Vollendung der Chauſſeebauten 
im Kreife noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger un⸗ 

kuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 60,000 Thalern 

ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 
von 60,000 Thalern, in Buchſtaben: ſechszig Tauſend Thalern, welche in 
folgenden Apoints: | 

88 Obligationen à 500 Thaler = 44,000 Thaler, 

100 E a 100 = 10,000 . 


«„ — „ — 


120 ; A , ee ee. 
= = 60,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
5 . fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung vom Jahre 1866. ab mit wenigſtens jaͤhrlich zwei Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen 
zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
3 Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
Jahrgang 1865. (Nr. 6139.) i 104 eine 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Auguſt 1865. 


eine Gemährleiftung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt durch 
die Geſetz Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem — 


Koͤniglichen Inſiegel. : 
Gegeben Berlin, den 20. Juni 1865. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz poſen, Regierungsbezirk Bromberg. 


Obligation 
des Bromber ger Kreiſes 


F . 
uͤ bed Thaler Preuß iſch Kurant. 
Auf Grund der unterm 9 beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 


3. März 1865. wegen Aufnahme einer Anleihe von 60,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Bromberger Kreiſes Namens des 
Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤnd⸗ 


bare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von ..... Thalern Preußiſch Kurant, 
welche 15 den Kreis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. g 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Thalern geſchieht vom 4 
fonds von wenigſtens zwei Prozent des geſammten Kapitals jaͤhrlich, unter Zu⸗ 
wachs der Zinſen von den getilgten Schuldoverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 


Monate Mai jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 

Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 


mins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen fol, öffentlich bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Bromberg, 
in 


Jahre 1866. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 7 


das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab in dem 4 


unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, Nummern und Beträge, ſowie des Ter- 


— 83 


in dem Kreisblatte des Kreiſes Bromberg, in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger 
und durch Aushang an der Boͤrſe zu Berlin. 

f Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, mit fünf 
Prozent jaͤhrlich verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
en der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis-Kommunalkaſſe in Bromberg oder in einem anderen durch vor⸗ 
ſtehend genannte öffentliche Blätter zu bezeichnenden Orte, und zwar auch in der 
nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

3 Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab nicht erhobenen Zinſen, ver⸗ 
jaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 5 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Tit. 51. H. 120, sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bromberg. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vier⸗ 
jährigen Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 


5 angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 


ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Bromberg oder an einem durch vorgenannte Öffentliche Blaͤtter 
in bezeichnenden Orte gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons Serie 
eigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 


deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. a 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Bromberg, den n 18. 


Die ſtändiſche Finanzkommiſſion des Bromberger Kreiſes. 
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a: Provinz Poſen, Regierungsbezirk Bromberg. 
Erſter cis ..) Zins ⸗Kupon 


5 zu der 
Kreis⸗Obligation des Bromberger Kreiſes 
itt 250 NE BER füher. Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
Aber a VBhaler Silbergroſchen. * 5 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
1. April reſp. am 1. Oktober 18. und ſpaͤterhin die halbjaͤhrigen Zinſen der 
vorbenannten Kreis⸗Obligation mit (in Buchſtaben ) Ther Silber⸗ 
groſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Bromberg oder an einem anderen 
durch oͤffentliche Blaͤtter zu bezeichnenden Orte. | 
Bromberg, den wm. 18 7 
Die ſtändiſche Finanzkommiſſion des Bromberger Kreises. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der⸗ 
ſelbe fällig geworden iſt, erhoben wird. 


Provinz Poſen, Regierungsbezirk Bromberg. 
| Talon 


zur 59 
Kreis⸗ Obligation des Bromberger Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 


Kreis⸗Obligation des Bromberger Kreiſes Litt. ..... . ber haler 4 


A fünf Prozent Zinſen die .. * Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. 
bis 18... bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Bromberg oder an einem anderen 


durch öffentliche Blätter zu bezeichnenden Orte. Wird hiergegen rechtzeitig bei 4 
der Kreisverwaltung Widerſpruch erhoben, fo erfolgt die Ausreichung der neuen 


Kupons an den Beſitzer der gedachten Schuldverſchreibung gegen beſondere 
Quittung. ; 
Bromberg, den «e 18. i 


Die ſtändiſche Finanzkommiſſion des Bromberger Kreiſes. 5 


. — 


1 nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, 


(Nr. 6140) Statut für den Dübener Deichverband. Vom 1. Juli 1865, 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ne. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Beſitzer der auf dem 
linken Ufer der Mulde von der Niederglauchager Ziegelſcheune abwaͤrts bis 
zur Höhe beim Dorfe Doͤbern in der Niederung der Mulde belegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke Behufs der gemeinſamen Herſtellung und Unterhaltung von Deichen gegen 
die Ueberſchwemmungen der Mulde zu einem Deichverbande zu vereinigen, und 


genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 
28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1848. S. 54. ff.) 
die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


N „Duͤbener Deich verband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


F. 1. 


In der oben bezeichneten Niederung des linken Mulde⸗Ufers werden die Umfang 
Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche und Zweck des 
ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 15 Fuß 6 Joll an dem Pegel Weihen bande, 
der Duͤbener Muldebrücke der Ueberſchwemmung durch die Mulde unterliegen 5 
wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. . . 

Dieſer Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Delitzſch. 


a §. 2. 
Dem Verbande liegt es ob: 


1) einen Deich gegen die Mulde herzuſtellen und zu unterhalten, welcher 
an der Hoͤhe der Niederglauchaer Ziegelei dergeſtalt beginnt, daß er 
ſich an den waſſerfrei zu legenden Fahrdamm oberhalb der Ziegelei, 

ſowie mittelſt eines beſonderen Deichſtuͤckes an die waſſerfreie Höhe bei 
der Ziegelei anfchließt. Von da nimmt der Deich den beſtehenden 
gutsherrſchaftlichen Damm etwa 85 Ruthen lang in ſich auf, geht 
dann wieder ab und fuͤhrt nun uͤber die Wieſen des Ritterguts Nieder⸗ 
glaucha, ſchließt ſich bei dem Albrechtſchen Ackerplane an die Nieder⸗ 
glauchaer Meder an, führt über dieſelben, die bisherigen Dammanlagen 
in fchlanfer Linie ausgleichend, nach dem Ackerplane des Ritterguts 
Niederglaucha, tritt hierauf in die Duͤbener Aue und geht, indem er 
die Amtswieſe des Ritterguts Niederglaucha und einige daran liegende . 
Privatwieſen ausſchließt, neben dem Krumbuͤgelſchen Schiffmuͤhlen⸗ . 
Etabliſſement in den Wellauner Straßendamm über, welcher in feiner 
neuen Lage bis zu der jetzt erbauten zweiten Duͤbener Fluthbruͤcke die 

. Stelle des Deiches vertritt. a 

r. 6140.) b Links 


mn 


Links von der zweiten Fluthbrücke fuhrt dann der Damm in 


ſchlanker Kurve zweimal durch den jetzigen Lauf der Mulde parallel 
dem durch die Schloß-Aue auszufuͤhrenden Durchſtiche nach dem Frei⸗ 
gute der „Alte Hof“ genannt, geht über deſſen „große Breite“ und die 
ſich anſchließenden Grundſtuͤcke in moͤglichſt gerader Linie fort, laͤßt den 
Königlichen Burgſtall uneingedeicht, führt über die Ecke des zur Domaine 
Schwemſal gehörigen Kahlverhau's, uber den zum Rittergute Schnaditz 
gehörigen Muͤhlanger und Thierbuſch, uͤber den Thiergarten und die 
nördliche Ecke des Broͤſaer Schuͤtzheegers, nördlich beim Vorwerk 
Hopfwinkel vorbei, in möglichft gerader Unie über die Vieraͤcker, ſchneidet 
oberhalb der Schraͤplerſchen Wieſe das jetzige Muldebett, geht in faſt 
gerader Linie uͤber die Roͤſaer und Broͤſaer Grundſtuͤcke fort, kreuzt 
beim Liepmannſchen Grundſtuck aufs Neue das jetzige Muldebett, führt 
dann in faſt gerader Linie uͤber den Loͤbnitzer Frauenwerder, umſchließt 
die Hartigſchen Grundſtuͤcke, eine kleine Ecke abſchneidend, und geht im 
ſanften Bogen, meiſt parallel der Mulde durch den Schlag „uber 
der alten Mulde“ und „die Hohenfuhrte“ des Ritterguts Schloß Loͤbnitz, 
fuͤhrt dann in moͤglichſt gerader Linie, indem er mit dem auf der 
anderen Stromſeite angelegten Roͤſaer Damm das vorſchriftsmaͤßige 
Profil haͤlt, uͤber die Knieſtuͤcke und den Eichelfleck, zu Loͤbnitz gehörig, 
nach der Doͤbernſchen Flur, nimmt dort den Schönfelddamm auf, ver⸗ 
folgt denſelben etwa bis auf den dritten Theil ſeiner Laͤnge, geht hierauf 
von ihm ab, führt uͤber die Huͤffke und die Teugelskeute nach dem auf 
Doͤbernſcher Flur beſtehenden Deiche und ſchließt ſich mit dieſem an 
die Hoͤhe oberhalb des Dorfes Doͤbern an. 5 

Dieſe Deichlinie iſt in rother Linie auf der Mulde⸗ Thalkarte 


Sektion IV. von Tenner und Michaelis und Sektion V. von Michaelis 


1854 — 1856, ausgezogen. 

Der Deich erhält eine vierfuͤßige, mindeſtens auf der Hohe von 
17 Fuß am Duͤbener Bruͤckenpegel liegende Krone, eine dreifuͤßige mit 
Raſen belegte aͤußere und eine zweifuͤßige beſaͤete innere Boͤſchung, nur 
wo er das jetzige Muldebett durchſchneidet, wird ihm eine ſechsfuͤßige 
Krone, eine beiderfeitige dreifuͤßige Böfchung und ein von Weidenpack⸗ 
werk gedeckter Fuß, wenn noͤthig, noch ein beſonderes Banket gegeben; 


2) nachſtehende Mulde⸗Korrektionen auszufuͤhren: N 


a) einen Mulde⸗Durchſtich durch die Schloßaue, wobei die Mulde im 4 
ſchlanken Bogen von Düben beim Alten Hofe vorbeigefuͤhrt wird, vr 


b) einen Mulde⸗Durchſtich über den Muͤhlanger und Thierbuſch, den En 


Fauſtwerder, die Teugelskeute und den Vogelgeſang, 13 
c) einen Durchſtich uͤber die Ecke des Löbnitzer Heegers, die Roͤſaer und 


Broͤſaer Grundſtuͤcke, fo daß die Mulde von ihrem jetzigen Laufe an 


den Loͤbnitzer Vieraͤckern bis zur Loͤbnitzer Faͤhre einen ſanften Bogen 
bildet. In Verbindung mit der Ausführung dieſes Durchſchs I 
der 


der jetzige Roͤſaer Fluͤgeldeich, welcher ſchon nach dem Bröſa⸗Roͤſa⸗ 
Poucher Deichſtatut vom 7. Oktober 1859. (Geſetz⸗Samml. von 1859. 
S. 541.) fortgeſchafft fein ſollte, zu beſeitigen, auch die Broͤſa⸗Roͤſaer 
Deichecke um 15 Ruthen zuruͤckzulegen. 
Alle dieſe Durchſtiche ſind in rother Linie auf die obigen Mulde⸗ 
Thalkarten aufgetragen. a | | 
5 Bei den Durchflichen ad’ a. und b. liegt den Befigern der abzu⸗ 
ſchneidenden Grundſtuͤcke ob, ſich desfalls mit anderen Grundbeſitzern 
ohne Zuthun des Deichverbandes und ohne daß derſelbe Opfer dafür 
uͤbernimmt, auszugleichen; beim Durchſtiche ad b. iſt es auch Sache 
der betheiligten Adjazenten, den Grund und Boden zum neuen Fluß⸗ 
bett unentgeltlich herzugeben und die Deckung des konkaven Ufers gegen 
den Abbruch der Mulde zu uͤbernehmen. 5 a 
Bevor die Verträge uber die projektirten Landaustauſchungen für 
die Durchſtiche a. und b. definitiv abgeſchloſſen ſind, darf mit den 
Bauten des Verbandes nicht vorgegangen werden. Zu den Koſten 
des Durchſtichs ad c. und den dadurch verurſachten Entſchaͤdigungen 
gewaͤhrt der Staat als Beihuͤlfe die veranſchlagte Summe von 
14,000 Rthlr.; i a 


3) die im Abbruch liegenden und die in Abbruch kommenden Ufer der 
Mulde überall, wo der Abbruch die Exiſtenz des Dammes gefaͤhrdet, 
zu decken und in Deckung zu unterhalten, vorbehaltlich der Anſpruͤche 
an andere Verpflichtete, deren bisherige Verpflichtung hierdurch nicht 
aufgehoben wird. n f 


[— 


. 


3 


Der Verband ift gehalten, diejenigen neuen Hauptgraͤben anzulegen und 
zu unterhalten, welche erforderlich ſind, um das den Grundſtuͤcken der Niederung 
ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. 

Die bereits beſtehenden Hauptgraͤben ſollen, ſofern die Beibehaltung uͤber⸗ 
haupt erforderlich erſcheint, von den bisher dazu Verpflichteten unter Kontrole 
der Deichverwaltung auch ferner unterhalten werden, nachdem fie zuvoͤrderſt 

nach der Beſtimmung der Deichverwaltung von dieſen Verpflichteten, oder wenn 
und ſoweit es dem Deichamte im allgemeinen Intereſſe zweckmaͤßig oder gar 
nothwendig erſcheint, auf Koſten des Verbandes gehoͤrig in Stand geſetzt werden. 
Streitigkeiten, welche zwiſchen dem Deichamte und den Deichgenoſſen 
daruͤber entſtehen, ob ein ſchon vorhandener Graben beizubehalten oder ein 
Graben neu anzulegen und reſp. ob derſelbe als ein Hauptgraben zu betrachten 
ſei oder nicht, werden von der Regierung nach Anhoͤrung beider Theile entſchieden. 

Die bereits vorhandenen Bruͤcken uͤber die Graͤben, welche wegen zu 
geringer Breite umgebaut werden müffen, werden vom Deich verbande umgebaut, 
und dann, wie die unveraͤndert beizubehaltenden vorhandenen Bruͤcken, von den 
fruher dazu Verpflichteten unterhalten. 

Die erforderlichen neuen Grabenbruͤcken werden vom Deichverbande gebaut 
und unterhalten. b 
(Nr 6140) Das 


— 


— 


Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut noch abgeleitet werden. 


verlangen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzu⸗ 
ſchreibenden Punkten geſchehen. : 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 


H. 4. 


8 Der Verband hat in dem Deiche die noͤthigen Auslaßſchleuſen fuͤr die 
Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. 


H. 5. 


Vierpflichtun⸗ Die Arbeiten des Deichverbandes werden nach der Wahl des Deichamtes 
gen der Deich entweder durch die Deichbeamten für Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt oder 
= kungen. im Wege der Minus⸗Lizitation an Unternehmer ausgethan. 

Beſtimmung Im letzteren Falle hat das Deichamt einen qualifizirten Sachverſtaͤndigen 
mit der e e der Arbeit waͤhrend ihrer Ausfuͤhrung zu beauftragen. 


ſelben und Ver⸗ I, 7 

anlagung nach Die erforderlichen 

e Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten 
5 des Verbandes zu kontrahirenden Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem 


von der Regierung zu Merſeburg auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. 


H. 6. 


In das Deichkataſter werden alle von dem neuen Deiche geſchuͤtzten 
Grundſtuͤcke, welche bei einem Waſſerſtande der Mulde von funfzehn Fuß 
ſechs Zoll an dem Pegel der Duͤbener Muldebruͤcke der Ueberſchwemmung 
durch die Mulde unterliegen wuͤrden, aufgenommen. Die Inundationsgrenze 
wird, wo die natuͤrliche Lage der Grundſtuͤcke fie nicht deutlich erkennen läßt, 
nach den Angaben betheiligter Grundbeſitzer angenommen. Entſtehen Streitig⸗ 


amte und den betheiligten Grundbeſitzern die Frage durch ein Nivellement ent⸗ 
ſchieden werden. i N 
Die Koſten deſſelben traͤgt der unterliegende Theil. f 
Im Allgemeinen werden alle Grundſtuͤcke in dem einzudeichenden Inun⸗ 
dationsgebiete nach der Grundſteuerbonitirung herangezogen. Nur wenn Jemand 
den Nachweis führt, daß fein Grundſtuͤck im Verhaͤltniß zu den übrigen 


hat, ſoll eine verhaͤltnißmaͤßige Ermaͤßigung der Beitragspflicht eintreten. 
ſarius aufzuſtellen. Behufs feiner Feſtſtellung iſt es von demſelben dem Deichamte 


vollſtaͤndig, dem Magiſtrat in Duͤben, den Beſitzern der betheiligten Ritter⸗ 
guͤter und den Ortsvorſtaͤnden der betheiligten Gemeinden extraktweiſe nz 
95 


* 


Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 


Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Auf⸗ ® 
nahme des Waſſers, deſſen er fich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu 


Grundſtuͤcken des Deichverbandes einen geringeren Vortheil von der Regulirung 


Nittel zu dem, was der Deichverband zu leiſten hat, zur 


5 


keiten daruͤber, ſo ſoll beim Mangel einer Vereinbarung zwiſchen dem Deich⸗ : 


Nach diefen Grundſaͤtzen iſt das Kataſter von dem Regierungs⸗Kommiſ⸗ 5 


theilen und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu 
machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeinde⸗ 
Vorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei 
dem Kommiſſarius angebracht werden kann. Be 
Die eingehenden Beſchwerden find von dem Regierungs⸗Kommiſſarius 
unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts⸗Deputirten und der 
erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Dieſe Sachverſtaͤndigen find 
hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebiets und der ſonſtigen Vermeſſungen 
ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich 
der Bonität zwei öͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen 
der Ueberſchwemmungs⸗Verhaͤltniſſe ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet 
a werden kann. Be 
Alle dieſe Sachverftändigen werden von der Regierung in Merfeburg 
ernannt. a 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich die 
Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamts⸗Deputirte andererſeits, bekannt 
gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein 
Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. Andernfalls werden 
die Akten der Königlichen Regierung eingereicht zur Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerden. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Ent⸗ 
ſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten zulaͤſſig. Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe 
von der Regierung in Merſeburg auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 
5 Gleich nach Aufſtellung des Kataſters durch den Regierungs⸗Kommiſſarius 
iſt die Erhebung von Deichkaffen-Beiträgen nach demſelben mit Vorbehalt 


N 


kluͤnftiger Ausgleichung zulaͤſſig. 


NEE 


Die ſchon von früher beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der 
Deichverband uͤbernimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum 
uͤber. Es ſoll aber die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den fruͤheren 
Eigenthuͤmern des Grund und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn ſie dafuͤr die 
Flaͤche zur neuen Deichſohle und zu dem etwa noͤthigen Banket unentgeltlich 
hergeben, ſich auch zur unentgeltlichen Hergabe des Deichmaterials zu den 
gewoͤhnlichen Reparaturen verpflichten. f n 

Die Nutzungsberechtigten muͤſſen ſich indeſſen allen Beſchraͤnkungen 
unterwerfen, welche von den Behoͤrden zum Schutze des Deiches fuͤr noͤthig 
erachtet werden. 75 

Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen für. die Graͤſereinutzung nicht 
uͤbernommen haben, da faͤllt dieſelbe dem Deichverbande zu. 

Mait Genehmigung der Regierung konnen vom Deichamte anderweite 

Ausnahmen von der Regel geſtattet werden, daß die Nutzung des Deiches dem 
Deichverbande zuſteht. s ee e 
Jahrgang 1865. (Nr. 6140.) 105 H. 8. 


Vertretung 
der Oiichge⸗ 
naoſſen im Deich 
8 amte. } 


zur . 9 
Das Eigenthum der verlaſſenen Flußbetten um die Schloßaue und die f 


Roͤſa⸗Broͤſaer Feldmark faͤllt dem Deichverbande zu; er ſoll jedoch gehalten 9 


ſein, dieſelben zur Entſchaͤdigung derer zu verwenden, welche durch die Aus⸗ 
deichung eines Theiles ihrer Ländereien Beſchaͤdigungen derſelben ausgeſetzt 
find. Das alte Flußbett um den Fauſtwerder, die Teugelskeute und den 
Vogelgeſang ſoll als Entſchaͤdigung denjenigen zufallen, welche das Terrain zu 
dem neuen Flußbett hergeben und die Deckung ſeiner Ufer übernehmen. 


H. 9. 


Das Deichamt beſteht aus dem Deichhauptmann, dem Deichinſpektor 
und acht Repraͤſentanten der Deichgenoſſen, deren jeder Eine Stimme fuͤhrt. f 


Von den Repraͤſentanten wählen: 
1) Rittergut und Gemeinde Niederglaucha und Gemeinde Wellaune ge⸗ 


meinſchaftlietrghkch nennen nn en nee 1 Repraͤſentant, 

2) Stadt Duͤben und der Alte Hof. ers 4 4 

3) Rittergut Schnadit zzz. 1 s 

4) Rittergut Tiefenfee. ....--...- e 1 : 

5) Gemeinden Schnaditz, Tiefenſee, Roitſch, Jora, 

; Doͤbern e 5 8 1 = 

6) Rittergut Hof Löbniß zennensscnereen- Se 1 2 

7) Rittergut Schloß Loͤbnit seen eeneeen 14121 


8) die Ritterguͤter Roͤſa, Reibitz, Beerendorf, Schköna, 
die Gemeinden Loͤbnitz, Roͤſa und die fiskaliſchen 
Sta nnn 8 1 - 


Die Wahlen: erfolgen nach abfoluter Stimmenmehrheit auf Grund des 
Deichkataſters dergeſtalt, daß der Beſitz von fuͤnf Normalmorgen (d. i. 
Durchſchnittsmorgen von mittlerem Reinertrag) im Kataſter Eine Stimme 
giebt, Niemand aber mehr als zwanzig Stimmen in ſeiner Perfon ver 
einigen darf. i 

Die Wähler muͤſſen großjaͤhrig fein und den Beſitz der buͤrgerlichen 
Rechte durch rechtskraͤftiges Erkenntniß nicht verloren haben, duͤrfen auch nicht 
Unterbeamte des Deichverbandes ſein. 

Fuͤr jeden Repraͤſentanten wird zugleich ein Stellvertreter gewaͤhlt, 
welcher den Repraͤſentanten in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen vertritt, 


desgleichen wenn jener waͤhrend des Laufs der Wahlperiode ſtirbt, oder feinen | 


Grundbeſitz aufgiebt, oder feinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten 

Orte waͤhlt. Nr 2 

Die Waͤhlbarkeit wird durch das Wahlrecht bedingt und erliſcht mit 

dieſem. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich en 0 a 
Deich 


„ 
Verwandte 


„Deichamtes fein. Eind dergleichen 
aͤltere allein zugelaſſen. 


Die Wahl erfolgt fir einen achtjährigen Zeitraum. In jedem Jahre 


zugleich gewählt, ſo wird der 


ſcheidet Einer der gewaͤhlten Repraͤſentanten aus. Die die erſten ſiebenmal 


Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen 
wieder gewaͤhlt werden. N g 

Die Liſte der Waͤhler wird das erſte Mal vom Regierungs⸗Kommiſſar, 
kuͤnftig vom Deichhauptmann aufgeſtellt. Sie wird vierzehn Tage lang vor 


der Wahl den Ritterguͤtern und Gemeinden mitgetheilt, und in den öffentlichen 


Gemeindelokalen ausgelegt. Während dieſer Zeit kann jeder Betheiligte Ein⸗ 
5 — gegen die Richtigkeit der Waͤhlerliſte bei dem Wahlkommiſſarius 
erheben. d i b 

Die Entſcheidung uber die Einwendungen und die Prüfung der Wahlen 
ſteht dem Deichamte zu. Die Wahlkommiſſarien ernennt die Regierung. Im 
Uebrigen ſind bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur 
Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften uͤber die Gemeindewahlen 
analogiſch anzuwenden. 


$. 10. 


den Duͤbener Deichverband Guͤltigkeit haben, inſofern ſie nicht in dem vor⸗ 
ſtehenden Statute abgeaͤndert ſind. 8 i 


. 11. i 
migung erfolgen. 85 
8 Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 17 f | 
Gegeben Carlsbad, den 1. Juli 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


0 Gr. 6140-8141.) 5 105* (Nr. 6141.) 


Die allgemeinen Beftimmungen für künftig. zu erlaffende Deichftatute vom Ulgeneine 
14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1853. S. 935.) ſollen fuͤr Bestimmungen. 


Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 


4 


Gr. 6141.) Allerhöchfter Erlaß vom 8. Juli 1865., betreffend die Beſtätigung des Regle⸗ 
De 5 ments für den zur Unterſtuͤtzung der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen 
der Provinz Weſtphalen zu bildenden Fonds. f > 


ee ET } +3 


sa von Ihnen im Einverftändniffe mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath 
unterm 5. d. M. eingereichte Reglement fuͤr den zur Unterſtuͤtzung der emeritirten 
evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Weſtphalen zu bildenden Fonds beſtaͤtige 
Ich hierdurch, indem Ich dem Fonds zugleich die Rechte einer juriſtiſchen Per⸗ 
ſon ertheile. i 
Dieſer Erlaß und das beifolgende Reglement, welches mit dem 1. Oktober 
5 1865. in Kraft tritt, ſind durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Carlsbad, den 8. Juli 1865. 
Wilhelm. 
v. Muͤhler. 


8 An den Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
| Medizinal- Angelegenheiten. 


Reglement 
für den | 
zur Unterſtützung der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen der 
Provinz Weſtphalen zu bildenden Fonds. 8 


N U. den evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Weſtphalen bei ihrem Ruͤck⸗ 
tritte aus dem Dienſte der Kirche die Gewaͤhrung eines angemeſſenen Zuſchuſſes 
zu dem geſetzlichen Ruhegehalt zu vermitteln, wird nach vorgaͤngiger Verhand⸗ 
lung mit der Weſtphaͤliſchen Provinzialſynode, auf den Antrag des Konſiſtoriums 
zu Muͤnſter und im Einverſtaͤndniſſe mit dem Evangeliſchen Ober- Kirchenrath 
vom 1. Oktober 1865. ab ein beſonderer Fonds unter nachſtehenden Maaß⸗ 
nahmen gebildet. 5 


1 


Der Fonds hat den Zweck, ſaͤmmtlichen Geiſtlichen der im H. 2. bezeich⸗ 
neten Kategorie bei ehrenvoller Emeritirung, wenn ſie nach tadelloſer Amts⸗ 
führung Alters⸗, Krankheits- oder Schwachheitshalber mit hinreichendem, von 
der Ober⸗Aufſichtsbehoͤrde anerkannten Grunde in den Ruheſtand verſetzt wor⸗ 
den ſind, einen lebenslaͤnglich zu beziehenden Zuſchuß zu dem ihnen geſetzlich 
aus dem Einkommen ihrer Pfarrſtelle zuſtehenden Emeritengehalt zu gewähren. 
Wird ein Geiftlicher nur theilweiſe emeritirt, und ihm ein Subſtitut oder 
Aizjunkt mit dem Rechte der Nachfolge beigeordnet, ſo kann, namentlich wenn 
err einem ſolchen wenigſtens die Halfte feines Dienſteinkommens abzugeben hat, 
diurch Beſchluß des Koͤniglichen Konſiſtoriums ihm der voͤllige oder theilweiſe 
Genuß des Emeritenzuſchuſſes aus dem Fonds gleichermaßen bewilligt werden. 
8 In allen ubrigen Fällen der Niederlegung des Amtes oder der Entziehung 
deſſelben tritt das Anrecht an den Unterſtützungsfonds nicht ein, ohne Unter⸗ 
ſchied, ob ſolche Geiſtliche die Haͤlfte oder einen ſonſtigen Theil von ihrem ehe⸗ 
maligen Pfarreinkommen behalten oder nicht. 


H. 2. 


Zur Theilnahme an dem Unterſtuͤtzungsfonds find alle diejenigen ordinirten 
Geeiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche verpflichtet, welche nach Publikation 
dieſes Reglements innerhalb der Provinz Weſtphalen in der pfarramtlichen Seel⸗ 
ſorge unwiderruflich, wenn auch als Pfarrverweſer oder als Gehuͤlfen der Pfarrer 
angeſtellt werden, ſofern mit ihrer geiftlichen Stelle, ſie mag ein Haupt⸗ oder 
Nebenamt ſein, ein feſtes Einkommen verknuͤpft ift, und fie das Recht haben, 
bei ihrer Emeritirung einen Antheil von dem Einkommen ihrer Stelle zu er⸗ 
heben; desgleichen diejenigen, welche durch Verſetzung innerhalb der Provinz 
oder aus anderen Provinzen in eine ſolche Stelle neu eintreten endlich alle 
ſchon früher angeſtellten Geiſtlichen derſelben Kategorie, welchen bei ihrer An⸗ 
ſtellung die Verpflichtung zum Beitritte zu dem Emeriten⸗Unterſtuͤtzungsfonds 
vokationsmaͤßig auferlegt worden iſt. 2 : 
Berechtigt, jedoch nicht verpflichtet zum Beitritt ſind alle diejenigen 
Geiſtlichen, welche ſchon zur Zeit des Erlaſſes dieſes Reglements und ohne die 


dieſer Stelle verbleiben. Diejenigen zum Beitritte berechtigten Geiſtlichen, welche 
ſpaͤter als ein Jahr nach erfolgter Einrichtung des Fonds demſelben beitreten, 
haben ſaͤmmtliche Beiträge nebſt fünf Prozent Zinſen nachzuzahlen. 
Nicht berechtigt und nicht verpflichtet zur Theilnahme an dem Fonds ſind: 
a) alle Pfarrgehuͤlfen und Huͤlfsgeiſtlichen, welche nur widerruflich oder 
ohne feſtes Einkommen angeſtellt oder nicht ordinirt ſind; 

bh) alle Diviſions⸗ und ſelbſtſtaͤndige Garniſonprediger, desgleichen diejenigen 

AR Geiſtlichen an Gefangen», Kranken- und Strafanſtalten ꝛc., welche im 
Cr. 6141.) 5 


vokationsmaßige Verpflichtung zum Beitritt feſt angeftellt ſind, ſo lange ſie in 


Fall 


EEE = 
Fall einer ehrenvollen Emeritirung aus anderen Fonds die ihnen zu- 
ſtehenden Penſionen beziehen. a 5 
$. 3. 


Der Betrag des von dem Unterſtuͤtzungsfonds zu gewaͤhrenden Zuſchuſſes 
iſt fuͤr alle empfangsberechtigten Emeritirten gleich. Er wird einſtweilen mit 
den im H. 4. sequ. aufgeſtellten Modalitaͤten auf jährlich 100 Thaler feſtgeſtellt. 


Für den Fall, daß der Fonds kuͤnftig als zu höheren Zahlungen m 


Stande ſich erweiſen ſollte, wird eine angemeſſene Erhoͤhung dieſes Zuſchuſſes 
vorbehalten. f 
H. 4. N 


Der volle Betrag dieſes Zuſchuſſes kann erſt ſolchen Geiſtlichen gewaͤhrt 
werden, welche im Laufe des ſechsten Jahres nach Errichtung des Fonds 


und fpäter emeritirt werden. Die den früher emeritirten Geiſtlichen gebuͤhrenden 4 
Beträge werden nach Fuͤnfteln abgeſtuft. Erfolgt die Emeritirung vor Voll- 


endung des erſten Beitrittsjahres, ſo erhalten ſie nichts. 

Dagegen erhalten ſie nach Vollendung ihres erſten Beitrittsjahres ein 
Fünftel, nämliggggggdgggd 20 Rthlr., 
nach Vollendung des zweiten Beitrittsjahres zwei Fünftel, naͤmlich 40 
nach Vollendung des dritten Beitrittsjahres drei Fünftel, naͤmlich 60 = 
nach Vollendung des vierten Beitrittsjahres vier Fuͤnftel, naͤmlich 80 = 
nach Vollendung des fünften Beitrittsjahres fünf Fuͤnftel, naͤmlich 100 = 4 
jährlich auf Lebenszeit, unter Vorbehalt derjenigen Verringerung dieſer Süße, 
welche aus der im $. 5. enthaltenen Beſtimmung hervorgehen kann. 3 


| H. 5. 43 
Sollten in einem Jahre ſo viele Emeriten vorhanden ſein, daß die zur . 


Beſtreitung der Zuſchußzahlungen disponiblen Summen dazu nicht ausreichen, 
fo ſollen ſaͤmmtliche Emeriten ſich an dem ihnen zuſtehenden Zuſchuß (§. 3.) 


einen nach der Höhe des letzteren ratirlich zu berechnenden gleichmäßigen Ab 


zug gefallen laſſen müffen, wofür ihnen nachtraͤglich eine Entſchaͤdigung zu 
Theil werden ſoll, wenn bei ihren Lebzeiten die Verhaͤltniſſe der Anſtalt der⸗ 
artig werden, daß nach Befriedigung der ſaͤmmtlichen Emeriten ein Ueber⸗ 
ſchuß bleibt, 


Den Betrag dieſer Entſchaͤdigung beſtimmt das Königliche Konſiſtorium. 
H. 6. 5 5 


Die Zahlung des Zuſchuſſes erfolgt vierteljaͤhrlich praͤnumerando nach 
den Kalenderquartalen. 95 1 e 15 8 


Der Verluſt des Emeritengehalts zieht den Verluſt des Zuſchuſſes 
nach ſich. S 
i 0 8 


0 


! Sollte ein Emeritus in einem Öffentlichen Amte wieder angeſtellt werden, 
ſo verbleibt ihm der Zuſchuß nur inſoweit, als das Einkommen der neuen 


Stelle mit dem Emeritengehalte und dem Zuſchuſſe zuſammengenommen ſein 
fruͤheres bei der Emeritirung zu Grunde gelegtes Dienſteinkommen nicht überfteigt. 


$. 8. | : 


Wenn ein Emeritus feinen Aufenthalt im Auslande wählt, ſo muß die 
Genehmigung zur Verabfolgung des Zuſchuſſes dorthin bei dem Koͤniglichen 
Konſiſtorium nachgeſucht werden. 


H. 9. 
Die Einnahmen des Fonds ſind: 
a) die Beitraͤge der Geiſtlichen, 
b) die Zinſen aus dem Reſervefonds, der aus den Ueberſchuͤſſen gebildet 
wird, g a 

c) der Ertrag von Erbſchaften, Schenkungen, Vermaͤchtniſſen und fonfti- 

gen Zuwendungen in den geſetzlichen Schranken. a 
$. 10. 


Die laufenden jaͤhrlichen Beitraͤge beſtehen in Einem Prozent des Dienſt⸗ 
einkommens. Hierbei werden Betraͤge des Dienſteinkommens unter 50 Thaler 
nicht gerechnet. Demnach iſt z. B. der Beitrag von einem Dienſteinkommen 
von 350 Thaler bis 399 Thaler = 33 Thaler, von 400 bis 449 Thaler 


„ Thaler. Die laufenden Beiträge werden vierteljaͤhrlich praͤnumerando am 


1.̃᷑. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober gezahlt. Die Feſtſetzung des 
Betrages derſelben erfolgt durch das Königliche Konſiſtorium. 

. Das Rechnungsweſen der Anſtalt wird durch eine beſondere Inſtruktion 
geregelt. a i | 

; 8 1 a 
Die Verpflichtung zur Zahlung der Beitraͤge von einer, Stelle waͤhrend 


der bei derſelben eingetretenen Vakanz, ſowie während der Gnadenzeit kann 
zwar nicht mit zwangsweiſer Wirkung feſtgeſetzt werden, doch hat in ſolchen 
Faͤllen das betreffende Presbyterium auf geeignetem Wege dafuͤr zu ſorgen, 
daß die Beitraͤge auch waͤhrend der Erledigung der Stelle puͤnktlich entrichtet 
werden. Der Subſtitut oder Adjunkt zahlt ſie von ſeinem Dienſteinkommen 
und der Emeritus von ſeinem Emeritengehalt, inſoweit dieſe nach H. 2. an 


dem Fonds Theil haben. 
§. 12. 
5 Geiſtliche, welche nach $. 1. ihres Amtes entlaſſen werden (Strafemeri⸗ 
tirung), oder, ohne ehrenvoll emeritirt zu werden, ihr Amt aufgeben, koͤnnen die 
Erſtattung ihrer bis dahin geleiſteten Beitraͤge nicht fordern. f 
(Nr. 6141.) N 


Eine Nachzahlung von Beiträgen von früher in anderen Proinzen ot 
Berhaͤltniſſen (§. 2. sub a. und b.) angeſtellten Geiſtlichen, welche durch ihr 
neue Anſtellung zum Unterſtützungsfonds verpflichtet werden, findet nicht ſtatt. 


H. 14. 3 


Das Koͤnigliche Konſiſtorium der Provinz führt die Direktion und Ver⸗ 
waltung des Fonds und vertritt die Anſtalt nach Außen, namentlich bei dem 
Erwerbe, der Verwaltung und Veräußerung von Grundſtuͤcken. Daſſelbe legt 
der Provinzialſynode bei ihrem jedesmaligen Zuſammentritt die dechargirten 
Rechnungen der drei letzten Jahre zur Einſicht vor. 


f H. 15. 194 Ä f \ a 
Segen die Verfügungen des Königlichen Konſiſtoriums ſteht den Be⸗ 
theiligten die Beſchwerde bei dem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal- Angelegenheiten offen. BEN, 70 es 2 

Berlin, den 5. Juli 1865. 


8 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 


Medizinal⸗ Angelegenheiten. 


’ RMedigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. i 
Berlin/ gedruckt in der SE 


1 


